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Tagesordnung

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der paragon AG
zum 31. Dezember 2011, des Lageberichts für die paragon AG,
des erläuternden Berichts des Vorstands zu den Angaben nach
§ 289 Abs. 4 und 5 HGB sowie des Berichts des Aufsichtsrats für
das Geschäftsjahr 2011

Eine Beschlussfassung zu diesem Tagesordnungspunkt 1 erfolgt
nicht. Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen hat der
Aufsichtsrat den Jahresabschluss der paragon AG bereits gebilligt.
Dieser ist damit festgestellt. Eine Feststellung des Jahresab-
schlusses durch die Hauptversammlung entfällt somit.

2. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das
Geschäftsjahr 2011

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem Vorstand für das
Geschäftsjahr 2011 die Entlastung zu erteilen.

3. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats für das
Geschäftsjahr 2011

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Auf-
sichtsrats für das Geschäftsjahr 2011 die Entlastung zu erteilen.

4. Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2012 sowie
des Prüfers für eine gegebenenfalls erfolgende prüferische
Durchsicht des Halbjahresfinanzberichts im Geschäftsjahr 2012

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Rödl & Partner GmbH, Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, Steuerberatungsgesellschaft, Nürn-
berg, zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2012 sowie zum
Prüfer für eine gegebenenfalls erfolgende prüferische Durchsicht
des im Halbjahresfinanzbericht enthaltenen verkürzten Abschlus-
ses und Zwischenlageberichts gemäß § 37w Abs. 5, § 37y Nr. 2
des WpHG im Geschäftsjahr 2012 zu wählen.

5. Beschlussfassung über eine Kapitalerhöhung aus Gesellschafts-
mitteln und eine anschließende ordentliche Kapitalherabset-
zung und damit verbundene Satzungsänderungen

Die Gesellschaft verfügt ausweislich ihres Jahresabschlusses zum
31. Dezember 2011 über eine Kapitalrücklage in Höhe von insge-
samt EUR 4.902.763,27. Dabei handelt es sich um gebundene
Kapitalrücklagen im Sinne von § 272 Abs. 2 Nr. 1 bis Nr. 3 HGB.
Diese stammen aus dem im Rahmen des Börsengangs der Ge-
sellschaft im Jahr 2000 erzielten Agio, d. h. der Differenz
zwischen dem Platzierungspreis der Aktien und dem anteiligen
Betrag des Grundkapitals, sowie aus den den anteiligen Betrag
des Grundkapitals übersteigenden Zahlungen, die im Zusammen-
hang mit der Ausübung von Aktienbezugsrechten geleistet wurden.

Da aus bilanztechnischen Gründen für das abgelaufene
Geschäftsjahr keine Dividende gezahlt werden kann, sich der
Geschäftsbetrieb der Gesellschaft in den letzten beiden Jahren
aber positiv entwickelt hat und in Ansehung des im Geschäfts-
jahr 2011 erzielten Jahresüberschusses eine Dividendenzahlung
an die Aktionäre verkraften kann, hat sich die Verwaltung
entschlossen, einen Teil der Kapitalrücklage in Höhe von
EUR 1.028.697,00, dies entspricht EUR 0,25 je derzeit im Umlauf
befindlicher Aktie, aufzulösen und die so frei werdenden Mittel
an die Aktionäre auszuschütten.

Eine unmittelbare Ausschüttung an die Aktionäre ist aufgrund
§ 150 AktG derzeit nicht zulässig. Vielmehr ist zunächst über
eine Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln zu beschließen.
Dabei werden EUR 1.028.697,00 aus der Kapitalrücklage in
Grundkapital umgewandelt und das Grundkapital ohne Ausgabe
neuer Stückaktien um diesen Betrag erhöht. Anschließend wird
das erhöhte Grundkapital im Wege einer ordentlichen Kapitalher-
absetzung um den zuvor beschlossenen Kapitalerhöhungsbetrag
und damit wieder auf den ursprünglichen Betrag reduziert. Dies
erfolgt ebenfalls ohne Veränderung der Aktienzahl.

Die Auszahlung des so freigesetzten Kapitals darf aus rechtlichen
Gründen, insbesondere Gesichtspunkten des Gläubigerschutzes,
erst nach Ablauf einer Frist von sechs Monaten nach Bekannt-
machung der Eintragung des Kapitalherabsetzungsbeschlusses
im Handelsregister erfolgen und nachdem Gläubigern, die sich
rechtzeitig gemeldet haben, Befriedigung oder Sicherheit geleistet
worden ist.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgende Beschlüsse
zu fassen:

(a) Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln

Das Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von
EUR 4.114.788,00, eingeteilt in 4.114.788 auf den Inhaber
lautende Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil am
Grundkapital von jeweils EUR 1,00 je Aktie, wird nach den
Vorschriften des Aktiengesetzes über die Kapitalerhöhung
aus Gesellschaftsmitteln (§§ 207 ff. AktG) durch Umwand-
lung eines Teilbetrages in Höhe von EUR 1.028.697,00 der in
der Bilanz zum 31. Dezember 2011 ausgewiesenen Kapital-
rücklage in Grundkapital um EUR 1.028.697,00 auf
EUR 5.143.485,00 erhöht. Die Kapitalerhöhung erfolgt ohne
Ausgabe neuer Aktien durch Erhöhung des auf jede Aktie
entfallenden rechnerischen Anteils am Grundkapital der
Gesellschaft.

Diesem Beschluss wird der von Vorstand und Aufsichtsrat
festgestellte Jahresabschluss der Gesellschaft zum
31. Dezember 2011 zugrunde gelegt. Der Jahresabschluss wur-
de von der Rödl & Partner GmbH, Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft, Steuerberatungsgesellschaft, Nürnberg, geprüft und
mit dem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen.

Der Vorstand wird ermächtigt, die näheren Einzelheiten der
Durchführung der Kapitalerhöhung festzulegen.

§ 5 Abs. 1 der Satzung (Grundkapital) wird mit Wirkung der
Eintragung des vorstehenden Kapitalerhöhungsbeschlusses
wie folgt neu gefasst:

„1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt
EUR 5.143.485,00 (in Worten: Euro fünf Millionen einhun-
dertdreiundvierzigtausend vierhundertfünfundachtzig). “

(b) Ordentliche Kapitalherabsetzung

Zum Zwecke der Rückzahlung eines Teils des Grundkapitals
an die Aktionäre der Gesellschaft im Form einer Baraus-
schüttung in Höhe von EUR 0,25 je derzeit ausgegebener
Aktie wird das Grundkapital nach den Vorschriften des
Aktiengesetzes über die ordentliche Kapitalherabsetzung
(§§ 222 ff. AktG) von EUR 5.143.485,00, eingeteilt in
4.114.788 auf den Inhaber lautende Stückaktien mit einem
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rechnerischen Anteil am Grundkapital von jeweils EUR 1,25,
um EUR 1.028.697,00 auf EUR 4.114.788,00 herabgesetzt. Die
Kapitalherabsetzung erfolgt durch Verringerung des auf jede
Aktie entfallenden rechnerischen Anteils am Grundkapital.

§ 5 Abs. 1 der Satzung (Grundkapital) wird mit Wirkung der
Eintragung des vorstehenden Kapitalherabsetzungsbeschlus-
ses wie folgt neu gefasst:

„1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt
EUR 4.114.788,00 (in Worten: Euro vier Millionen einhun-
dertvierzehntausend siebenhundertachtundachtzig).“

Der Vorstand wird ermächtigt, die näheren Einzelheiten der
Durchführung der Kapitalherabsetzung festzulegen.

Der Vorstand wird angewiesen, die vorstehenden Beschlüs-
se (a) und (b) nur dann und nur in dieser Reihenfolge zur
Eintragung in das Handelsregister anzumelden, wenn die
Hauptversammlung beiden Beschlüssen zugestimmt hat.

Der Vorstand wird ferner angewiesen, nach Eintragung der
Kapitalherabsetzung im Handelsregister sowie dem Ver-
streichen der sechsmonatigen Wartefrist für die Auszahlung
des herabgesetzten Grundkapitals und einer möglicher-
weise erforderlichen Besicherung oder Befriedigung von
Gläubigern nach § 225 Abs. 2 Satz 1 AktG den Herab-
setzungsbetrag von EUR 1.028.697,00 verteilt auf die zu die-
sem Zeitpunkt im Umlauf befindlichen, also nicht von der
Gesellschaft gehaltenen eigenen Aktien an die Aktionäre
auszuzahlen. Zum Zeitpunkt der Einberufung der Haupt-
versammlung entspräche dies einem Betrag von EUR 0,25 je
im Umlauf befindlicher Aktie.

6. Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden geneh-
migten Kapitals und Beschlussfassung über die Ermächtigung
des Vorstands zur Erhöhung des Grundkapitals mit Ermächtigung
zum Bezugsrechtsausschluss (Genehmigtes Kapital 2012/I) und
die entsprechende Satzungsänderung

Aufgrund des zum 30. April 2010 ausgelaufenen genehmigten
Kapitals der Gesellschaft gemäß § 5 Abs. 7 der Satzung und um
den möglichen Handlungsspielraum der Gesellschaft zu erwei-
tern, soll ein neues genehmigtes Kapital in Höhe des gesetzlich
zulässigen Höchstbetrags von EUR 2.057.394,00 geschaffen
werden. Vorstand und Aufsichtsrat sind der Auffassung, dass die
erneute Einräumung eines genehmigten Kapitals im Interesse
der Gesellschaft liegt.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen:

(a) Das genehmigte Kapital gemäß § 5 Abs. 7 der Satzung wird
aufgehoben.

(b) Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesell-
schaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis einschließlich
zum 8. Mai 2017 einmalig oder mehrmals um bis zu insge-
samt EUR 2.057.394,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen
durch Ausgabe von bis zu 2.057.394 neuen, auf den Inhaber
lautenden Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) zu
erhöhen (Genehmigtes Kapital 2012/I). Den Aktionären ist
grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Das gesetzliche
Bezugsrecht kann auch gewährt werden, indem die neuen
Aktien von einem Bankenkonsortium mit der Verpflichtung
übernommen werden, sie den Aktionären mittelbar im
Sinne von § 186 Abs. 5 AktG zum Bezug anzubieten. Der

Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in
folgenden Fällen auszuschließen:

(i) wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlage erfolgt
und der auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht
ausgeschlossen wird, entfallende anteilige Betrag des
Grundkapitals 10 % des Grundkapitals nicht übersteigt,
und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens
noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung,
und der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsen-
preis der bereits börsennotierten Aktien gleicher
Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen
Festlegung des Ausgabepreises nicht wesentlich im
Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG
unterschreitet. Auf die Höchstgrenze von 10 % des
Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die zur Bedie-
nung von Options- oder Wandelschuldverschreibungen
ausgegeben wurden oder auszugeben sind, sofern die-
se Schuldverschreibungen während der Laufzeit des ge-
nehmigten Kapitals in entsprechender Anwendung des
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugs-
rechts ausgegeben wurden; auf die Höchstgrenze von
10 % des Grundkapitals sind ferner diejenigen eigenen
Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die während der
Laufzeit des genehmigten Kapitals unter Ausschluss des
Bezugsrechts der Aktionäre gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8
Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden;

(ii) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur
Gewährung von Aktien zum Zweck des Erwerbs von
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen
an Unternehmen sowie sonstigen Vermögensgegen-
ständen;

(iii) soweit es zum Ausgleich von Spitzenbeträgen erforder-
lich ist.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der
Kapitalerhöhung festzulegen. Der Aufsichtsrat wird ermäch-
tigt, die Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung
des genehmigten Kapitals anzupassen.

(c) § 5 Abs. 7 der Satzung wird in der jetzigen Fassung aufge-
hoben und wie folgt neu gefasst:

„7. Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der
Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis ein-
schließlich zum 8. Mai 2017 einmalig oder mehrmals um
bis zu insgesamt EUR 2.057.394,00 gegen Bar- und/oder
Sacheinlagen durch Ausgabe von bis zu 2.057.394 neuen,
auf den Inhaber lautenden Stammaktien ohne Nennbetrag
(Stückaktien) zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2012/I).
Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu ge-
währen. Das gesetzliche Bezugsrecht kann auch gewährt
werden, indem die neuen Aktien von einem Bankenkon-
sortium mit der Verpflichtung übernommen werden, sie
den Aktionären mittelbar im Sinne von § 186 Abs. 5 AktG
zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt,
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugs-
recht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen:

(i) wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlage erfolgt
und der auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht
ausgeschlossen wird, entfallende anteilige Betrag des
Grundkapitals 10 % des Grundkapitals nicht über-
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steigt, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Er-
mächtigung, und der Ausgabepreis der neuen Aktien
den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien
gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der
endgültigen Festlegung des Ausgabepreises nicht we-
sentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3
Satz 4 AktG unterschreitet. Auf die Höchstgrenze von
10 % des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die
zur Bedienung von Options- oder Wandelschuldver-
schreibungen ausgegeben wurden oder auszugeben
sind, sofern diese Schuldverschreibungen während der
Laufzeit des genehmigten Kapitals in entsprechender
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Aus-
schluss des Bezugsrechts ausgegeben wurden; auf die
Höchstgrenze von 10 % des Grundkapitals sind ferner
diejenigen eigenen Aktien der Gesellschaft anzu-
rechnen, die während der Laufzeit des genehmigten
Kapitals unter Ausschluss des Bezugsrechts der
Aktionäre gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3
Satz 4 AktG veräußert werden;

(ii) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur
Gewährung von Aktien zum Zweck des Erwerbs von
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligun-
gen an Unternehmen sowie sonstigen Vermögens-
gegenständen;

(iii) soweit es zum Ausgleich von Spitzenbeträgen erfor-
derlich ist.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der
Kapitalerhöhung festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermäch-
tigt, die Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung
des genehmigten Kapitals anzupassen.“

7. Beschlussfassung über die Aufhebung des Bedingten Kapitals I,
des Bedingten Kapitals II und des Bedingten Kapitals III sowie
die entsprechende Änderung der Satzung

Das durch die Hauptversammlung der paragon AG am 17. Oktober 2000
und 15. Mai 2002 beschlossene Aktienoptionsprogramm Nr. 1, das
durch die Hauptversammlung am 12. Mai 2004 beschlossene
modifizierte Aktienoptionsprogramm Nr. 1 sowie das durch die
Hauptversammlung am 12. Mai 2004 beschlossene Aktienoptions-
programm Nr. 2 sind ausgelaufen. Die im Rahmen der genannten
Aktienoptionsprogramme ausgegebenen und noch nicht ausgeüb-
ten Optionsrechte sind zwischenzeitlich verfallen, so dass die zur
Bedienung der Optionsrechte beschlossenen Bedingten Kapitalia I
und II nicht mehr benötigt werden. Das Bedingte Kapital I und das
Bedingte Kapital II sollen daher aufgehoben werden.

Die durch die Hauptversammlung vom 22. Mai 2007 beschlosse-
ne Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Options-
schuldverschreibungen läuft am 30. April 2012 aus. Da aufgrund
dieser Ermächtigung keine Wandel- oder Optionsschuldver-
schreibungen ausgegeben worden sind oder noch ausgegeben
werden, wird das Bedingte Kapital III nicht mehr benötigt und
soll ebenfalls aufgehoben werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen:

(a) Das bestehende Bedingte Kapital I in Höhe von bis zu
EUR 175.012,00 gemäß § 5 Abs. 4 der Satzung wird aufge-
hoben.

(b) Das bestehende Bedingte Kapital II in Höhe von bis zu
EUR 115.000,00 gemäß § 5 Abs. 5 der Satzung wird aufgehoben.

(c) Das bestehende Bedingte Kapital III in Höhe von bis zu
EUR 1.750.000,00 gemäß § 5 Abs. 6 der Satzung wird aufgehoben.

(d) § 5 Abs. 4, Abs. 5 und Abs. 6 der Satzung werden in der jet-
zigen Fassung aufgehoben.

8. Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Gewährung von
Bezugsrechten auf Aktien der Gesellschaft an Mitglieder des
Vorstands und Arbeitnehmer der paragon AG über die Schaffung
eines neuen Bedingten Kapitals 2012/I sowie die entsprechende
Änderung der Satzung

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

(a) Schaffung eines Bedingten Kapitals 2012/I

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu
EUR 410.000,00 durch Ausgabe von bis zu 410.000 neuen,
auf den Inhaber lautenden Stammaktien ohne Nennbetrag
(Stückaktien) bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2012/I).
Das Bedingte Kapital 2012/I dient ausschließlich der Siche-
rung von Bezugsrechten, die aufgrund der Ermächtigung der
Hauptversammlung unter nachstehendem Buchstaben (b)
im Rahmen des Aktienoptionsprogramms 2012 in der Zeit
bis einschließlich zum 8. Mai 2017 an Vorstandsmitglieder
und Arbeitnehmer der Gesellschaft ausgegeben werden. Die
Ausgabe der Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des nach-
folgenden Buchstaben (b) festzulegenden Ausübungspreis.
Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchge-
führt, wie Bezugsrechte ausgegeben werden und deren In-
haber von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft
Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung der
Bezugsrechte eigene Aktien gewährt oder Barausgleich leis-
tet. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäfts-
jahres an, in dem sie durch Ausübung des Bezugsrechts ent-
stehen, am Gewinn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, mit
Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der
Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.
Soweit der Vorstand betroffen ist, wird der Aufsichtsrat
entsprechend ermächtigt. Der Aufsichtsrat wird des
Weiteren ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend
der jeweiligen Ausnutzung des bedingten Kapitals anzu-
passen.

(b) Aktienoptionsprogramm 2012

Ermächtigung
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats bis einschließlich zum 8. Mai 2017 einmalig oder
mehrmals Bezugsrechte auf bis zu 410.000 Aktien der Ge-
sellschaft nach Maßgabe der nachfolgenden Regelungen
auszugeben. Soweit Mitglieder des Vorstands der Gesell-
schaft betroffen sind, wird der Aufsichtsrat entsprechend
ermächtigt.

Kreis der Bezugsberechtigten
Der Kreis der Bezugsberechtigten umfasst Vorstands-
mitglieder und Arbeitnehmer der Gesellschaft. Der genaue
Kreis der Bezugsberechtigten sowie der Umfang des je-
weiligen Angebots werden durch den Vorstand mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats festgelegt. Soweit der Vor-
stand betroffen ist, erfolgt die Festlegung durch den Auf-
sichtsrat.
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Aufteilung der Bezugsrechte
Die Bezugsrechte teilen sich auf die einzelnen Gruppen der
Bezugsberechtigten wie folgt auf:

• Vorstandsmitglieder der Gesellschaft: insgesamt bis zu
250.000 Bezugsrechte

• Arbeitnehmer der Gesellschaft: insgesamt bis zu
160.000 Bezugsrechte.

Anstelle von verfallenen und nicht bereits ausgeübten
Bezugsrechten können neue Bezugsrechte begeben werden.

Erwerbszeitraum
Die Bezugsrechte können an die Bezugsberechtigten einmal
oder mehrmals jeweils während eines Zeitraumes von
einem Monat nach einer ordentlichen Hauptversammlung
oder nach der Veröffentlichung eines Finanzberichts (Jahres-
finanzbericht, Halbjahresfinanzbericht oder Quartalsbe-
richt/Zwischenmitteilung) ausgegeben werden („Erwerbs-
zeitraum“).

Laufzeit
Die Laufzeit der Bezugsrechte beträgt sieben (7) Jahre,
beginnend am ersten Tag nach dem Tag der Ausgabe der
Bezugsrechte. Danach erlöschen die Bezugsrechte entschä-
digungslos. Als Tag der Ausgabe gilt der letzte Tag des
Erwerbszeitraums, in dem die Bezugsrechte ausgegeben
wurden.

Wartefrist
Die Bezugsrechte können erstmals nach Ablauf einer Frist
von vier (4) Jahren nach dem Tag der Ausgabe der Bezugs-
rechte ausgeübt werden.

Ausübungszeiträume
Nach Ablauf der Wartefrist ist die Ausübung der Bezugs-
rechte bei Erfüllung des später beschriebenen Erfolgsziels
nur innerhalb von Ausübungszeiträumen („Ausübungs-
zeiträume“) und nur an Tagen, an denen Geschäftsbanken
in Frankfurt am Main geöffnet sind („Ausübungstage”),
zulässig.

Die Ausübungszeiträume beginnen jeweils am ersten Tag im
Anschluss an

• eine ordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft
oder

• die Veröffentlichung des Halbjahresfinanzberichts
oder

• die Veröffentlichung eines Quartalsberichts/einer
Zwischenmitteilung für das 3. Quartal

und enden jeweils 4 Wochen später.

Falls und soweit Ausübungstage in einen Zeitraum fallen,
der mit dem Tag beginnt, an dem die Gesellschaft ein
Angebot an ihre Aktionäre zum Bezug von jungen Aktien
oder Teilschuldverschreibungen mit Wandel- oder Bezugs-
rechten im elektronischen Bundesanzeiger veröffentlicht,
und an dem Tag endet, jeweils einschließlich, an dem
die bezugsberechtigten Aktien der Gesellschaft erstmals
im Regulierten Markt der Frankfurter Wertpapierbörse
„ex Bezugsrecht“ notiert werden, ist eine Ausübung der
Bezugsrechte unzulässig und der jeweilige Ausübungs-
zeitraum verlängert sich um eine entsprechende Anzahl
von Ausübungstagen unmittelbar nach Ende des Sperrzeit-
raums.

Umtauschverhältnis
Jedes Bezugsrecht berechtigt nach Maßgabe der festzule-
genden Bedingungen für die Bezugsrechte zum Bezug einer
Aktie der Gesellschaft („Umtauschverhältnis“).

Ausübungspreis
Der bei der Ausübung des Bezugsrechts für den Bezug einer
Stückaktie zu entrichtende Ausübungspreis (= Ausgabebe-
trag) entspricht dem durchschnittlichen Schlusskurs der
Aktie der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem ver-
gleichbaren Nachfolgesystem) der Deutsche Börse AG an
den letzten zehn (10) unmittelbar aufeinanderfolgenden
Börsenhandelstagen vor dem Tag der Beschlussfassung über
die Ausgabe der Bezugsrechte (Beschlussfassung des
Vorstands bei Ausgabe an Arbeitnehmer der Gesellschaft
und Beschlussfassung des Aufsichtsrats bei Ausgabe an
Vorstandsmitglieder der Gesellschaft), mindestens aber
dem auf eine Aktie entfallenden anteiligen Betrag des
Grundkapitals.

Verwässerungsschutz
Der Ausübungspreis und die Anzahl der neuen Aktien je
Bezugsrecht können nach näherer Maßgabe der Bedingun-
gen der Bezugsrechte angepasst werden, wenn die Gesell-
schaft während der Laufzeit der Bezugsrechte entweder ihr
Kapital gegen Einlagen erhöht oder Wandlungs- oder
Bezugsrechte außerhalb dieses Aktienoptionsprogramms
begründet und dabei ihren Aktionären jeweils ein Bezugs-
recht einräumt. Die Bedingungen der Bezugsrechte können
darüber hinaus für den Fall einer Kapitalerhöhung aus
Gesellschaftsmitteln, einer Kapitalherabsetzung, eines Akti-
ensplits oder einer Sonderdividende Anpassungen vorsehen.
Mit der Anpassung soll erreicht werden, dass auch nach
Durchführung solcher Maßnahmen und den damit verbunde-
nen Auswirkungen auf den Börsenkurs die Gleichwertigkeit
des Ausübungspreises und der Anzahl der neuen Aktien je
Bezugsrecht sichergestellt ist. § 9 Abs. 1 AktG bleibt un-
berührt.

Erfolgsziel
Die ausgegebenen Bezugsrechte können nur ausgeübt
werden, wenn zum Zeitpunkt des Ablaufs der Wartefrist der
Aktienkurs der Gesellschaft mindestens 110 % des Aus-
übungspreises beträgt.

Der Aktienkurs der Gesellschaft zum Zeitpunkt des Ablaufs
der Wartefrist bestimmt sich als Durchschnittskurs der Aktie
der Gesellschaft auf Basis der Schlusskurse im XETRA-Handel
(oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) der Deutsche
Börse AG in den letzten zehn (10) Börsenhandelstagen vor
Ablauf der Wartefrist.

Ist das Erfolgsziel einmal erreicht, ist dieses nicht erneut zu
erreichen, falls das Bezugsrecht nicht in dem ersten auf die
Erreichung des Erfolgsziels folgenden Ausübungszeitraum,
sondern in einem späteren Ausübungszeitraum ausgeübt
wird.

Wird bei Ablauf der Wartefrist das Erfolgsziel nicht erreicht,
so verfallen die Bezugsrechte.

Übertragbarkeit
Die Bezugsrechte sind nicht übertragbar. Die Bezugs-
rechte dürfen grundsätzlich nur ausgeübt werden, wenn
der Bezugsberechtigte im Zeitpunkt der Ausübung in
einem ungekündigten Anstellungsverhältnis zur Gesell-
schaft steht. Für bestimmte Fälle können Nachlauffristen
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vorgesehen werden. Für den Todesfall, den Eintritt in
den Ruhestand, Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit infolge
Krankheit, das einvernehmliche Ausscheiden sowie
sonstige Härtefälle können Sonderregelungen getroffen
werden.

Erfüllung
Die Gesellschaft ist berechtigt, die Bezugsrechte wahlweise
durch Ausgabe von Aktien aus dem hierfür geschaffenen be-
dingten Kapital, durch Veräußerung eigener Aktien oder
durch Zahlung des Differenzbetrages je Aktie zwischen dem
Ausübungspreis und dem durchschnittlichen Schlusskurs der
Aktie der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem ver-
gleichbaren Nachfolgesystem) der Deutsche Börse AG
während der letzten zehn unmittelbar aufeinanderfolgen-
den Börsenhandelstage vor dem jeweiligen Ausübungs-
zeitraum zu erfüllen. Erfolgt die Erfüllung durch Zahlung des
Differenzbetrages, so entfällt die Verpflichtung zur Zahlung
des Ausübungspreises. Die Entscheidung darüber, welche
dieser Erfüllungsmöglichkeiten, die jeweils auch miteinan-
der kombiniert werden dürfen, im Einzelfall gewählt wird,
trifft der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats bzw.,
soweit Mitglieder des Vorstands betroffen sind, der Auf-
sichtsrat. Vorstand und Aufsichtsrat haben sich bei ihrer
Entscheidung allein vom Interesse der Gesellschaft leiten zu
lassen.

Sonstiges
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats weitere Einzelheiten der Ausgabe der Bezugs-
rechte (einschließlich der Festlegung des genauen Kreises
der Bezugsberechtigten), der Bedingungen für die Bezugs-
rechte, der Ausübungsbedingungen sowie die Bedingungen,
nach denen Bezugsrechte entschädigungslos für ungültig
erklärt werden können, festzulegen. Soweit der Vorstand
betroffen ist, erfolgt die Festlegung durch den Aufsichts-
rat.

(c) Satzungsänderung

§ 5 der Satzung erhält folgenden neuen Abs. 4:

„4. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu
EUR 410.000,00 durch Ausgabe von bis zu 410.000 neuen,
auf den Inhaber lautenden Stammaktien ohne Nennbetrag
(Stückaktien) bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2012/I).
Das Bedingte Kapital 2012/I dient ausschließlich der
Sicherung von Bezugsrechten, die aufgrund der Ermäch-
tigung der Hauptversammlung vom 9. Mai 2012 im
Rahmen des Aktienoptionsprogramms 2012 in der Zeit bis
einschließlich zum 8. Mai 2017 an Vorstandsmitglieder und
Arbeitnehmer der Gesellschaft ausgegeben werden. Die
bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt,
wie Bezugsrechte ausgegeben werden und deren Inhaber
von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft
Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung
der Bezugsrechte eigene Aktien gewährt oder Baraus-
gleich leistet. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn
des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung des
Bezugsrechts entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand ist
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren
Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapital-
erhöhung festzusetzen. Soweit der Vorstand betroffen ist,
ist der Aufsichtsrat entsprechend ermächtigt. Der
Aufsichtsrat ist des Weiteren ermächtigt, die Fassung der
Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des be-
dingten Kapitals anzupassen.“

9. Beschlussfassung über eine neue Ermächtigung zur Ausgabe
von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen mit der
Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts, die Schaffung
eines neuen Bedingten Kapitals 2012/II sowie die entsprechende
Änderung der Satzung

Die Hauptversammlung vom 22. Mai 2007 hatte den Vorstand
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 30. April 2012
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen im Gesamt-
nennbetrag von bis zu EUR 50.000.000,00 auszugeben. Da
die bestehende Ermächtigung am 30. April 2012 ausläuft,
sollen eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von Options-
und/oder Wandelschuldverschreibungen sowie ein entsprechen-
des neues bedingtes Kapital beschlossen werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen:

(a) Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandel-
schuldverschreibungen und zum Ausschluss des Bezugs-
rechts

(i) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats bis einschließlich zum 8. Mai 2017 ein-
malig oder mehrmals auf den Inhaber oder auf den
Namen lautende Options- und/oder Wandelschuld-
verschreibungen (zusammen nachfolgend “Schuldver-
schreibungen”) im Gesamtnennbetrag von bis zu
EUR 100.000.000,00 mit einer Laufzeit von bis zu
20 Jahren zu begeben und den Inhabern bzw. Gläubigern
(zusammen nachfolgend „Inhaber“) der jeweiligen
Schuldverschreibungen Options- oder Wandlungsrechte
und/oder -pflichten auf insgesamt bis zu 1.647.394 auf
den Inhaber lautende Stammaktien ohne Nennbetrag
(Stückaktien) der Gesellschaft mit einem anteiligen
Betrag am Grundkapital von insgesamt bis zu
EUR 1.647.394,00 nach näherer Maßgabe der jeweili-
gen Bedingungen der Schuldverschreibungen (nachfol-
gend „Bedingungen“) zu gewähren oder aufzuerlegen.

Die Schuldverschreibungen können einmalig oder
mehrmals, insgesamt oder in Teilen sowie auch gleich-
zeitig in verschiedenen Tranchen begeben werden. Alle
Teilschuldverschreibungen einer jeweils begebenen
Tranche sind mit unter sich jeweils gleichrangigen
Rechten und Pflichten zu versehen. Die Schuldver-
schreibungen können außer in Euro auch – unter Be-
grenzung auf den entsprechenden Euro-Gegenwert – in
der gesetzlichen Währung eines OECD-Landes begeben
werden. Die Schuldverschreibungen können auch durch
Konzerngesellschaften der Gesellschaft im Sinne des
§ 18 AktG, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder
mittelbar zu mindestens 90 % beteiligt ist (nachfolgend
„Konzernunternehmen“), begeben werden. In diesem
Fall wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats für die Gesellschaft die Garantie für die
Schuldverschreibungen zu übernehmen und den In-
habern solcher Schuldverschreibungen Options- oder
Wandlungsrechte und/oder -pflichten auf Aktien der
Gesellschaft zu gewähren oder aufzuerlegen bzw. zu
garantieren.

(ii) Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen
werden jeder Teilschuldverschreibung ein oder mehrere
Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber nach nähe-
rer Maßgabe der vom Vorstand mit Zustimmung des
Aufsichtsrats festzulegenden Bedingungen zum Bezug
von Aktien der Gesellschaft berechtigen. Der anteilige
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Betrag des Grundkapitals, der auf die bei Optionsaus-
übung je Teilschuldverschreibung zu beziehenden
Aktien entfällt, darf den Nennbetrag der einzelnen
Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. Die Laufzeit
des Optionsrechts darf höchstens 20 Jahre betragen.

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibun-
gen erhalten die Inhaber der Schuldverschreibungen
das Recht, ihre Teilschuldverschreibungen nach näherer
Maßgabe der vom Vorstand mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats festzulegenden Bedingungen in Aktien der
Gesellschaft umzutauschen. Das Umtauschverhältnis
ergibt sich aus der Division des Nennbetrags oder des
unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrags einer
Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wand-
lungspreis für eine Aktie der Gesellschaft. Das Um-
tauschverhältnis kann in jedem Fall auf eine volle Zahl
auf- oder abgerundet werden; ferner kann eine in bar
zu leistende Zuzahlung festgelegt werden. Die Bedin-
gungen können auch vorsehen, dass das Umtauschver-
hältnis und/oder der Wandlungspreis variabel sind und
der Wandlungspreis innerhalb einer festzulegenden
Bandbreite in Abhängigkeit von der Entwicklung des
Aktienkurses während der Laufzeit festgesetzt wird. Im
Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusam-
mengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden. Der
anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die bei
Wandlung je Teilschuldverschreibung zu beziehenden
Aktien entfällt, darf den Nennbetrag der einzelnen Teil-
schuldverschreibung nicht übersteigen.

(iii) Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können
auch eine Options- oder Wandlungspflicht zum Ende der
Laufzeit oder zu einem anderen Zeitpunkt (jeweils
„Endfälligkeit“) begründen oder das Recht der Gesell-
schaft vorsehen, bei Endfälligkeit der mit einem Wand-
lungs- oder Optionsrecht verbundenen Schuldverschrei-
bungen (dies umfasst auch die Fälligkeit wegen
Kündigung) den Inhabern der Schuldverschreibungen
ganz oder teilweise an Stelle der Zahlung des fälligen
Geldbetrages Aktien der Gesellschaft zu gewähren.

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können
vorsehen, dass die Gesellschaft im Fall der Options-
ausübung oder Wandlung bzw. bei der Erfüllung der
Options- oder Wandlungspflichten nach ihrer Wahl ent-
weder neue Aktien aus bedingtem Kapital oder bereits
bestehende Aktien der Gesellschaft gewähren kann.
Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können
auch das Recht der Gesellschaft vorsehen, im Fall der
Optionsausübung oder Wandlung bzw. bei der Erfüllung
der Options- oder Wandlungspflichten nicht Aktien zu
gewähren, sondern den Gegenwert in Geld zu zahlen.

(iv) Der jeweils festzusetzende Options- oder Wandlungs-
preis für eine Aktie muss (i) mindestens 80 % des
durchschnittlichen Schlusskurses der Aktien der Gesell-
schaft im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren
Nachfolgesystem) der Deutsche Börse AG an den
letzten zehn Börsenhandelstagen vor dem Tag der Be-
schlussfassung durch den Vorstand über die Ausgabe
der Schuldverschreibungen, oder (ii) für den Fall der
Einräumung eines Bezugsrechts mindestens 80 % des
durchschnittlichen Schlusskurses der Aktien der Gesell-
schaft im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren
Nachfolgesystem) der Deutsche Börse AG in dem Zeit-
raum vom Beginn der Bezugsfrist bis einschließlich des

Tages vor der spätestmöglichen fristgerechten Be-
kanntmachung des Options- bzw. Wandlungspreises
gemäß § 186 Abs. 2 AktG betragen. § 9 Abs. 1 AktG und
§ 199 AktG bleiben unberührt.

Unbeschadet des § 9 Abs. 1 AktG können die Bedingun-
gen der Schuldverschreibungen Verwässerungsschutz-
klauseln für den Fall vorsehen, dass die Gesellschaft bis
zum Ablauf der Options- oder Wandlungsfrist unter
Einräumung eines Bezugsrechts an ihre Aktionäre das
Grundkapital erhöht oder weitere Schuldverschreibun-
gen begibt oder garantiert und den Inhabern schon
bestehender Options- oder Wandlungsrechte oder
-pflichten hierbei kein Bezugsrecht in dem Umfang
eingeräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung der
Options- oder Wandlungsrechte bzw. der Erfüllung von
Options- oder Wandlungspflichten zustünde. Die Bedin-
gungen können auch für andere Maßnahmen der Ge-
sellschaft, die zu einer wirtschaftlichen Verwässerung
des Wertes der Options- bzw. Wandlungsrechte oder
-pflichten führen können, eine wertwahrende An-
passung der Options- bzw. Wandlungsrechte oder
-pflichten vorsehen. Statt einer wertwahrenden An-
passung des Options- oder Wandlungspreises kann auch
eine Barzahlung durch die Gesellschaft bei Ausübung
des Options- oder Wandlungsrechts bzw. bei der Er-
füllung der Options- oder Wandlungspflicht vorgesehen
werden.

(v) Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf
die Schuldverschreibungen zu; die Schuldverschreibun-
gen können auch von einem oder mehreren Kreditinsti-
tuten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie
den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares
Bezugsrecht gemäß § 186 Abs. 5 AktG). Der Vorstand
wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuldver-
schreibungen auszuschließen,

• sofern die Schuldverschreibungen gegen Barleis-
tung ausgegeben werden und so ausgestattet
sind, dass ihr Ausgabepreis ihren nach anerkann-
ten finanzmathematischen Methoden ermittelten
theoretischen Marktwert nicht wesentlich unter-
schreitet; dies gilt jedoch nur insoweit, als die zur
Bedienung der dabei begründeten Options- oder
Wandlungsrechte oder -pflichten auszugebenden
Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht
überschreiten, und zwar weder bezogen auf den
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch auf den Zeit-
punkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf
diesen Betrag ist der anteilige Betrag des Grund-
kapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt oder
auf den sich Options- oder Wandlungsrechte oder
-pflichten aus Schuldverschreibungen beziehen,
die während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf-
grund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer
oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3
Satz 4 AktG unter Bezugsrechtsausschluss ver-
äußert oder ausgegeben worden sind,

• um Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Be-
zugsverhältnisses ergeben, vom Bezugsrecht der
Aktionäre auf die Schuldverschreibungen auszu-
nehmen,

• soweit dies erforderlich ist, um Inhabern von
Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen,
die bereits von der Gesellschaft oder deren

Tagesordnung



8

Konzernunternehmen ausgegeben wurden, ein
Bezugsrecht in dem Umfang gewähren zu können,
wie es ihnen nach Ausübung eines Options-
oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung einer
Options- oder Wandlungspflicht als Aktionär zu-
stehen würde.

(vi) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats unter Beachtung der vorstehenden
Vorgaben die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und
Ausstattung der Schuldverschreibungen und deren
Bedingungen festzusetzen bzw. im Einvernehmen mit
den Organen des die Schuldverschreibungen begeben-
den Konzernunternehmens festzulegen, insbesondere
Zinssatz, Art der Verzinsung, Ausgabekurs, Laufzeit
und Stückelung, Begründung einer Wandlungspflicht,
eine mögliche Variabilität des Umtauschverhältnisses,
Options- oder Wandlungspreis, Verwässerungsschutz-
klauseln, Festlegung einer baren Zuzahlung, Ausgleich
oder Zusammenlegung von Spitzen, Barzahlung statt
Lieferung von Aktien, Lieferung existierender statt
Ausgabe neuer Aktien und Options- bzw. Wandlungs-
zeitraum.

(b) Bedingtes Kapital 2012/II

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu
EUR 1.647.394,00 durch Ausgabe von bis zu 1.647.394
neuen, auf den Inhaber lautenden Stammaktien ohne
Nennbetrag (Stückaktien) bedingt erhöht (Bedingtes Kapital
2012/II). Die bedingte Kapitalerhöhung dient ausschließlich
der Gewährung von Aktien an die Inhaber bzw. Gläubiger
von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, die
von der Gesellschaft oder von Konzerngesellschaften der
Gesellschaft im Sinne des § 18 AktG, an denen die Gesell-
schaft unmittelbar oder mittelbar zu mindestens 90 % betei-
ligt ist, aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der Haupt-
versammlung vom 9. Mai 2012 bis einschließlich zum
8. Mai 2017 begeben bzw. garantiert werden.

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maß-
gabe der vorstehenden Ermächtigung (Buchstabe (a))
jeweils festzulegenden Options- bzw. Wandlungspreis. Die
bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt,
wie die Inhaber bzw. Gläubiger von Options- oder Wandel-
schuldverschreibungen, die aufgrund der Ermächtigung des
Vorstands durch die Hauptversammlung vom 9. Mai 2012
von der Gesellschaft oder von Konzerngesellschaften der
Gesellschaft im Sinne des § 18 AktG, an denen die Gesell-
schaft unmittelbar oder mittelbar zu mindestens 90 %
beteiligt ist, bis einschließlich zum 8. Mai 2017 begeben
bzw. garantiert werden, von ihrem Options- oder Wand-
lungsrecht Gebrauch machen oder, soweit sie zur Options-
ausübung bzw. Wandlung verpflichtet sind, ihre Verpflich-
tung zur Optionsausübung bzw. Wandlung erfüllen, soweit
nicht eigene Aktien zur Bedienung der Options- oder Wand-
lungsrechte oder -pflichten eingesetzt werden oder ein Bar-
ausgleich erfolgt. Die neuen Aktien nehmen ab Beginn des
Geschäftsjahres, in dem sie aufgrund der Ausübung von
Options- oder Wandlungsrechten bzw. aufgrund der Erfül-
lung von Options- oder Wandlungspflichten entstehen, am
Gewinn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung
des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durch-
führung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der
Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung
entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des bedingten
Kapitals anzupassen.

(c) Satzungsänderung

§ 5 der Satzung erhält folgenden neuen Abs. 5:

„5. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu
EUR 1.647.394,00 durch Ausgabe von bis zu 1.647.394
neuen, auf den Inhaber lautenden Stammaktien ohne
Nennbetrag (Stückaktien) bedingt erhöht (Bedingtes
Kapital 2012/II). Die bedingte Kapitalerhöhung dient aus-
schließlich der Gewährung von Aktien an die Inhaber bzw.
Gläubiger von Options- und/oder Wandelschuldverschrei-
bungen, die von der Gesellschaft oder von Konzerngesell-
schaften der Gesellschaft im Sinne des § 18 AktG, an
denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar zu
mindestens 90 % beteiligt ist, aufgrund des Ermächti-
gungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 9. Mai 2012
bis einschließlich zum 8. Mai 2017 begeben bzw. garantiert
werden.

Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durch-
geführt, wie die Inhaber bzw. Gläubiger von Options- oder
Wandelschuldverschreibungen, die aufgrund der Ermächti-
gung des Vorstands durch die Hauptversammlung vom
9. Mai 2012 von der Gesellschaft oder von Konzerngesell-
schaften der Gesellschaft im Sinne des § 18 AktG, an denen
die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar zu mindestens
90 % beteiligt ist, bis einschließlich zum 8. Mai 2017 bege-
ben bzw. garantiert werden, von ihrem Options- oder
Wandlungsrecht Gebrauch machen oder, soweit sie zur
Optionsausübung bzw. Wandlung verpflichtet sind, ihre
Verpflichtung zur Optionsausübung bzw. Wandlung erfül-
len, soweit nicht eigene Aktien zur Bedienung der Options-
oder Wandlungsrechte oder -pflichten eingesetzt werden
oder ein Barausgleich erfolgt. Die neuen Aktien nehmen
ab Beginn des Geschäftsjahres, in dem sie aufgrund der
Ausübung von Options- oder Wandlungsrechten bzw. auf-
grund der Erfüllung von Options- oder Wandlungspflichten
entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt,
mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-
heiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung
festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung
der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des
bedingten Kapitals anzupassen.“

Der unter Tagesordnungspunkt 6 neu gefasste § 5 Abs. 7
der Satzung wird zu § 5 Abs. 6 der Satzung.

10. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb und zur
Verwendung eigener Aktien gem. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG mit der
Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugs- und eines etwaigen
Andienungsrechts sowie zur Einziehung eigener Aktien

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

(a) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats eigene Aktien der Gesellschaft bis zu insgesamt
10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden
Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben. Die Ermäch-
tigung wird mit Ablauf der ordentlichen Hauptversammlung
am 9. Mai 2012 wirksam und gilt bis einschließlich zum
8. Mai 2017. Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbe-
trägen, einmal oder mehrmals ausgeübt werden. Sie kann
auch durch Konzernunternehmen oder durch Dritte ausgeübt
werden, die für Rechnung der Gesellschaft oder eines
Konzernunternehmens handeln.
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Auf die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen
eigenen Aktien, die die Gesellschaft bereits erworben hat
und noch besitzt oder die ihr nach den §§ 71a ff. AktG zuzu-
rechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des
Grundkapitals der Gesellschaft entfallen. Die Gesellschaft
darf die Ermächtigung nicht zum Zwecke des Handels in
eigenen Aktien ausnutzen.

Der Erwerb der eigenen Aktien kann nach Wahl der Gesell-
schaft über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre
gerichteten öffentlichen Kaufangebots erfolgen:

• Erfolgt der Erwerb der eigenen Aktien über die Börse,
so darf der von der Gesellschaft gezahlte Gegenwert je
Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den durchschnitt-
lichen Schlusskurs der Aktien der Gesellschaft im
XETRA-Handel (oder in einem vergleichbaren Nach-
folgesystem) der Deutsche Börse AG an den fünf letz-
ten Börsenhandelstagen vor dem Tag des Erwerbs oder
dem Tag der Eingehung der Verpflichtung zum Erwerb
um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten.

• Erfolgt der Erwerb über ein an alle Aktionäre gerichte-
tes öffentliches Kaufangebot der Gesellschaft, dürfen
der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte der gebo-
tenen Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsneben-
kosten) den am vierten Börsenhandelstag vor dem Tag
der Veröffentlichung des Angebots geltenden Schluss-
kurs der Aktie der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder
in einem vergleichbaren Nachfolgesystem) der Deut-
sche Börse AG um nicht mehr als 10 % über- oder un-
terschreiten. Das Volumen des Angebots kann begrenzt
werden. Sofern die Gesamtzahl der von den Aktionären
zum Erwerb angebotenen Aktien dieses Volumen über-
schreitet, erfolgt die Annahme im Verhältnis der zum
Erwerb angebotenen Aktien. Eine bevorrechtigte
Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück zum
Erwerb angebotener Aktien je Aktionär sowie eine
Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen zur Ver-
meidung rechnerischer Bruchteile von Aktien kann vor-
gesehen werden. Ein etwaiges weitergehendes Andie-
nungsrecht der Aktionäre ist insoweit ausgeschlossen.

(b) Der Vorstand wird ermächtigt, Aktien der Gesellschaft, die
aufgrund der vorstehenden Ermächtigung erworben
werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats neben der
Veräußerung über die Börse oder durch Angebot an alle
Aktionäre unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre
wie folgt zu verwenden:

(i) zur Veräußerung gegen Sachleistung, soweit dies zu
dem Zweck erfolgt, Unternehmen, Unternehmensteile,
Beteiligungen an Unternehmen oder sonstige Ver-
mögensgegenstände zu erwerben oder Unternehmens-
zusammenschlüsse durchzuführen;

(ii) zur Veräußerung gegen Barzahlung, soweit dies zu
einem Preis erfolgt, der den Börsenpreis der Aktien
der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht
wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung beschränkt
sich auf insgesamt höchstens 10 % des Grundkapitals
der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Beschlussfassung
der Hauptversammlung über diese Ermächtigung oder –
falls dieser Wert geringer ist – auf 10 % des Grund-
kapitals zum Zeitpunkt der Veräußerung der Aktien.
Das Ermächtigungsvolumen verringert sich um den an-
teiligen Betrag am Grundkapital der Gesellschaft, der
auf Aktien entfällt oder auf den sich Options- oder

Wandlungsrechte bzw. -pflichten aus Schuldverschrei-
bungen beziehen, die seit Erteilung dieser Ermäch-
tigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre
in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert
worden sind;

(iii) zur Ausgabe von Aktien an Arbeitnehmer und Mit-
glieder des Vorstands der Gesellschaft, soweit sie zur
Bedienung von Arbeitnehmern und Mitgliedern des
Vorstands der Gesellschaft eingeräumten Bezugsrech-
ten auf Aktien der Gesellschaft verwendet werden
sollen. Soweit in diesem Zusammenhang eigene Aktien
an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft über-
tragen werden sollen, entscheidet der Aufsichtsrat der
Gesellschaft;

(iv) zur Erfüllung der Verpflichtungen aus Wertpapierdarle-
hen/Wertpapierleihen, die zum Zweck der Ausgabe
von Aktien an Arbeitnehmer und Mitglieder des
Vorstands der Gesellschaft entsprechend vorstehender
Ziffer (iii) aufgenommen wurden;

(v) zur Erfüllung von Options- und/oder Wandlungsrechten
bzw. -pflichten aus von der Gesellschaft oder ihren
Konzerngesellschaften begebenen Options- und/oder
Wandelschuldverschreibungen und/oder zur Ge-
währung eines Bezugsrechts auf eigene Aktien für In-
haber oder Gläubiger der von der Gesellschaft oder
ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Options-
und/oder Wandelschuldverschreibungen in dem Um-
fang, wie es ihnen nach Ausübung eines ihnen einge-
räumten Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach
Erfüllung einer Options- oder Wandlungspflicht als Ak-
tionär zustehen würde und nach näherer Maßgabe der
Anleihe- bzw. Optionsbedingungen zum Zwecke des
Verwässerungsschutzes angeboten werden kann;

(vi) für Spitzenbeträge im Fall der Veräußerung eigener
Aktien im Rahmen eines Verkaufsangebots an alle
Aktionäre.

(c) Der Vorstand wird ferner ermächtigt, alle oder einen Teil der
eigenen Aktien der Gesellschaft mit Zustimmung des
Aufsichtsrats einzuziehen, ohne dass die Einziehung oder ih-
re Durchführung eines weiteren Hauptversammlungs-
beschlusses bedarf. Die eigenen Aktien können auch nach
§ 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG im vereinfachten Verfahren ohne
Kapitalherabsetzung durch Anpassung des auf eine Aktie
entfallenden anteiligen Betrags des Grundkapitals einge-
zogen werden. Der Vorstand ist in diesem Fall zur Anpas-
sung der Zahl der Stückaktien in der Satzung ermächtigt.

(d) Die Ermächtigungen unter Buchstabe (b) und (c) können
einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilen, einzeln oder
gemeinsam ausgeübt werden.

11. Beschlussfassung über die Änderung von § 15 und § 16 der
Satzung

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu
fassen:

(a) § 15 Abs. 4 und Abs. 5 der Satzung werden wie folgt neu
gefasst:
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„4. Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Aus-
übung des Stimmrechts in der Hauptversammlung sind nur
diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig ange-
meldet und ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Haupt-
versammlung und zur Ausübung des Stimmrechts in der
Hauptversammlung nachgewiesen haben. Die Anmeldung
bedarf der Textform und muss in deutscher oder englischer
Sprache erfolgen.

5. Die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversamm-
lung und zur Ausübung des Stimmrechts in der Hauptver-
sammlung ist durch einen in Textform erstellten Nachweis
des Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut nach-
zuweisen. Der Nachweis muss in deutscher oder englischer
Sprache verfasst sein und hat sich auf den Beginn des
einundzwanzigsten Tages vor der Hauptversammlung zu
beziehen. Die Anmeldung und der Nachweis des Anteils-
besitzes müssen der Gesellschaft unter der in der Einbe-
rufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage
vor der Hauptversammlung zugehen. Der Tag der Haupt-
versammlung und der Tag des Zugangs sind nicht mitzu-
rechnen.“

(b) § 16 Abs. 3 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„3. Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten
ausgeübt werden. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf
und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der
Gesellschaft bedürfen der Textform. Die Einzelheiten für
die Erteilung dieser Vollmachten, ihren Widerruf und ihren
Nachweis gegenüber der Gesellschaft werden mit der Ein-
berufung der Hauptversammlung, in der auch Erleichterun-
gen bestimmt werden können, bekannt gemacht. § 135 AktG
bleibt unberührt.“

Bericht des Vorstands gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. § 186 Abs. 4
Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 6 über die Gründe für den
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre

1. Anlass für die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals
2012/I:

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt derzeit
EUR 4.114.788,00. Das genehmigte Kapital gemäß § 5 Abs. 7 der
Satzung ist zum 30. April 2010 ausgelaufen, sodass die Gesell-
schaft derzeit über kein genehmigtes Kapital mehr verfügt.

Um den Vorstand wieder in die Lage zu versetzen, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats auf kurzfristig auftretende Finanzie-
rungserfordernisse im Zusammenhang mit der Umsetzung von
strategischen Entscheidungen flexibel reagieren zu können, und
um den möglichen Handlungsspielraum der Gesellschaft zu
erweitern, soll ein neues genehmigtes Kapital in Höhe des
gesetzlich zulässigen Höchstbetrages von EUR 2.057.394,00
geschaffen werden.

2. Ausschluss des Bezugsrechts:

• Das Bezugsrecht beim Genehmigten Kapital 2012/I soll aus-
geschlossen werden können, wenn die Volumenvorgaben
und die übrigen Anforderungen für einen Bezugsrechtsaus-
schluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfüllt sind.

Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei
Barkapitalerhöhungen gibt dem Vorstand die Möglichkeit,
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der

Aktionäre gemäß §§ 203 Abs. 1 und Abs. 2, 186 Abs. 3
Satz 4 AktG auszuschließen. Der Vorschlag liegt damit im
Rahmen der gesetzlichen Regelung. Diese Ermächtigung er-
möglicht eine kurzfristige Aktienplatzierung unter flexibler
Ausnutzung günstiger Marktverhältnisse und führt wegen
der schnelleren Handlungsmöglichkeit in der Regel zu
einem deutlich höheren Mittelzufluss als im Fall einer Akti-
enplatzierung mit Bezugsrecht, da bei der Festlegung des
Ausgabebetrages bzw. -preises kein Kursänderungsrisiko für
den Zeitraum der Bezugsfrist berücksichtigt werden muss.
Sie liegt damit im wohlverstandenen Interesse der Gesell-
schaft und der Aktionäre. Der Vorstand soll mit dieser Form
der Kapitalerhöhung in die Lage versetzt werden, eine für
die zukünftige Geschäftsentwicklung erforderliche Stärkung
der Eigenkapitalausstattung zu optimalen Bedingungen vor-
nehmen zu können. Dadurch, dass der Ausgabepreis der
neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten
Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der
endgültigen Festlegung des Ausgabepreises nicht wesentlich
im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG
unterschreitet, wird dem Interesse der Aktionäre an einem
wertmäßigen Verwässerungsschutz Rechnung getragen.
Der Vorstand wird den Ausgabepreis so nahe an dem dann
aktuellen Börsenpreis festlegen, wie dies unter Berücksich-
tigung der jeweiligen Situation am Kapitalmarkt möglich ist,
und sich um eine marktschonende Platzierung der neuen
Aktien bemühen.

Diese Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss ist auf einen
Anteil von höchstens 10 % des Grundkapitals beschränkt.
Auf diese Höchstgrenze sind Aktien anzurechnen, die zur
Bedienung von Options- oder Wandelschuldverschreibungen
ausgegeben wurden oder auszugeben sind, sofern diese
Schuldverschreibungen während der Laufzeit des genehmig-
ten Kapitals in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3
Satz 4 AktG unter Ausschuss des Bezugsrechts ausgegeben
wurden; auf diese Höchstgrenze von 10 % des Grundkapitals
sind ferner diejenigen eigenen Aktien der Gesellschaft anzu-
rechnen, die während der Laufzeit des genehmigten Kapi-
tals unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß
§§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert
werden. Diese Anrechnungen erfolgen im Interesse der
Aktionäre an einer möglichst geringen Verwässerung ihrer
Beteiligung.

• Der Vorstand soll zudem im Rahmen des Genehmigten
Kapitals 2012/I ermächtigt werden, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats das Bezugsrecht bei Kapitalerhöhungen gegen
Sacheinlagen zur Gewährung von Aktien zum Zweck des
Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Be-
teiligungen an Unternehmen sowie sonstigen Vermögens-
gegenständen auszuschließen.

Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts soll
dem Zweck dienen, den Erwerb von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen sowie
von sonstigen Vermögensgegenständen gegen Gewährung
von Aktien der Gesellschaft zu ermöglichen. Die Gesellschaft
steht im globalen Wettbewerb. Sie muss jederzeit in der
Lage sein, an den internationalen Märkten im Interesse ihrer
Aktionäre schnell und flexibel handeln zu können. Dazu
gehört auch die Option, Unternehmen, Teile von Unter-
nehmen, Beteiligungen hieran oder sonstige Vermögens-
gegenstände zur Verbesserung der Wettbewerbsposition zu
erwerben. Die im Interesse der Aktionäre und der Gesell-
schaft optimale Umsetzung dieser Option besteht im Einzel-
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fall darin, den Erwerb eines Unternehmens, eines Unterneh-
mensteils, einer Beteiligung an einem Unternehmen oder
von sonstigen Vermögensgegenständen über die Ge-
währung von Aktien der erwerbenden Gesellschaft durchzu-
führen. Die Praxis zeigt, dass die Inhaber attraktiver Akquisi-
tionsobjekte als Gegenleistung für eine Veräußerung häufig
die Verschaffung von stimmberechtigten Aktien der er-
werbenden Gesellschaft verlangen. Um auch solche Akquisi-
tionen tätigen zu können, muss die Gesellschaft die
Möglichkeit haben, eigene Aktien als Gegenleistung zu ge-
währen. Die vorgeschlagene Ermächtigung zum Bezugs-
rechtsausschluss soll der Gesellschaft die notwendige Flexi-
bilität geben, um sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb
von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an
Unternehmen oder von sonstigen Vermögensgegenständen
schnell und flexibel ausnutzen zu können. Es kommt bei
einem Bezugsrechtsausschluss zwar jeweils zu einer Verrin-
gerung der relativen Beteiligungsquote und des relativen
Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre. Bei Ein-
räumung eines uneingeschränkten Bezugsrechts wäre aber
der Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteili-
gungen an Unternehmen oder von sonstigen Vermögens-
gegenständen gegen Gewährung von Aktien nicht möglich
und die damit für die Gesellschaft und die Aktionäre ver-
bundenen Vorteile wären nicht erreichbar.

Wenn sich Möglichkeiten zum Erwerb von Unternehmen,
Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder
von sonstigen Vermögensgegenständen konkretisieren, wird
der Vorstand sorgfältig prüfen, ob er von dem Genehmigten
Kapital 2012/I zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen,
Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder
von sonstigen Vermögensgegenständen gegen Ausgabe
neuer Aktien Gebrauch machen soll. Er wird dies nur dann
tun, wenn der Unternehmens- oder Beteiligungserwerb bzw.
der Erwerb von sonstigen Vermögensgegenständen gegen
Gewährung von Aktien im wohlverstandenen Interesse der
Gesellschaft liegt. Nur wenn diese Voraussetzung gegeben
ist, wird auch der Aufsichtsrat seine erforderliche Zustim-
mung erteilen. Basis für die Bewertung der Aktien der
Gesellschaft einerseits und der zu erwerbenden Unterneh-
men, Unternehmensteile, Unternehmensbeteiligungen oder
sonstigen Vermögensgegenständen andererseits werden
neutrale Wertgutachten von Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaften und/oder renommierten internationalen Invest-
mentbanken sein.

• Der Vorstand soll im Rahmen des Genehmigten Kapitals
2012/I ermächtigt werden, das Bezugsrecht der Aktionäre
auszuschließen, soweit es zum Ausgleich von Spitzenbe-
trägen erforderlich ist. Der Ausschluss des Bezugsrechts zum
Ausgleich von Spitzenbeträgen beim Genehmigten Kapital
2012/I ist notwendig, um ein technisch durchführbares Be-
zugsverhältnis darstellen zu können. Die als freie Spitzen
vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen Aktien
werden bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der
mögliche Verwässerungseffekt für die Aktionäre ist aufgrund
der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering.

Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und
Aufsichtsrat den Ausschluss des Bezugsrechts in den
genannten Fällen aus den aufgezeigten Gründen auch unter
Berücksichtigung des zulasten der Aktionäre eintretenden
Verwässerungseffektes für sachlich gerechtfertigt und für ange-
messen.

3. Bericht des Vorstands über die Ausnutzung des Genehmigten
Kapitals:

Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung
des Genehmigten Kapitals 2012/I berichten.

Bericht des Vorstands gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 i.V.m. § 186 Abs. 4
Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 9 über die Gründe für den Aus-
schluss des Bezugsrecht der Aktionäre:

Eine angemessene Kapitalausstattung ist eine wesentliche Grundlage
für die Entwicklung der Gesellschaft. Ein wichtiges Instrument der
Finanzierung sind Options- und Wandelschuldverschreibungen, durch
die der Gesellschaft zunächst zinsgünstiges Fremdkapital zufließt, das
ihr später in Form von Eigenkapital unter Umständen erhalten bleibt.
Die bestehende Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder
Optionsschuldverschreibungen vom 22. Mai 2007, von der die Gesell-
schaft bisher noch keinen Gebrauch gemacht hat und auch keinen
Gebrauch mehr machen wird, läuft am 30. April 2012 aus. Um der
Gesellschaft auch zukünftig die größtmögliche Flexibilität hinsichtlich
der Begebung von Schuldverschreibungen einzuräumen, soll daher
eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandel-
schuldverschreibungen beschlossen werden.

Die unter Tagesordnungspunkt 9 vorgeschlagene neue Ermächtigung
zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen
(„Schuldverschreibungen“) sieht vor, dass Schuldverschreibungen im
Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 100.000.000,00 begeben werden
können. Zu deren Bedienung sollen Aktien mit einem anteiligen
Betrag am Grundkapital von bis zu EUR 1.647.394,00, d. h. bis zu
1.647.394 Aktien, zur Verfügung stehen. Diese Ermächtigung ist bis
einschließlich zum 8. Mai 2017 befristet.

Die Aktionäre der Gesellschaft haben auf die Schuldverschreibungen
nach den gesetzlichen Bestimmungen grundsätzlich ein Bezugsrecht.
Um die Abwicklung zu erleichtern, soll auch von der Möglichkeit
Gebrauch gemacht werden können, die Schuldverschreibungen an
Kreditinstitute mit der Verpflichtung auszugeben, sie den Aktionären
entsprechend ihrem Bezugsrecht zum Bezug anzubieten (mittelbares
Bezugsrecht gemäß § 186 Abs. 5 AktG). Im Einklang mit den gesetz-
lichen Bestimmungen soll der Vorstand mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats jedoch in bestimmten Fällen ermächtigt sein, das Bezugs-
recht auszuschließen:

• Zunächst soll der Vorstand in entsprechender Anwendung von
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ermächtigt sein, das Bezugsrecht mit
Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen, wenn die Schuld-
verschreibungen gegen Barleistung ausgegeben werden und so
ausgestattet sind, dass ihr Ausgabepreis ihren nach anerkannten
finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen
Marktwert nicht wesentlich unterschreitet (§ 221 Abs. 4 Satz 2
i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG). Dieser Bezugsrechtsausschluss
ist erforderlich, wenn eine Schuldverschreibung schnell platziert
werden soll, um ein günstiges Marktumfeld kurzfristig zu nutzen
und dadurch eine marktnahe Festlegung von Zinssatz, Ausgabe-
preis, etc. zu erreichen. Eine marktnahe Festsetzung der Kondi-
tionen und eine reibungslose Platzierung wären aber bei Wah-
rung des Bezugsrechts nicht möglich. Bei Einräumung eines
Bezugsrechts kann die Gesellschaft wegen der Länge der Be-
zugsfrist nicht kurzfristig auf günstige bzw. ungünstige Marktver-
hältnisse reagieren, sondern ist häufig rückläufigen Aktienkursen
während der Bezugsfrist ausgesetzt, die zu einer für die Gesell-
schaft ungünstigen Kapitalbeschaffung führen können. Die Inter-
essen der Aktionäre werden dadurch gewahrt, dass die Schuld-
verschreibungen nicht wesentlich unter dem theoretischen
Marktwert ausgegeben werden. Dabei ist der theoretische

Tagesordnung



12

Marktwert anhand von anerkannten finanzmathematischen
Methoden zu ermitteln. Der Vorstand wird bei seiner Preisfest-
setzung unter Berücksichtigung der jeweiligen Situation am Kapi-
talmarkt den Abschlag auf den theoretischen Börsenkurs (Markt-
wert) so gering wie möglich halten, wodurch der rechnerische
Marktwert des Bezugsrechts praktisch gegen Null geht, so dass
den Aktionären durch den Bezugsrechtsausschluss kein nennens-
werter wirtschaftlicher Nachteil entstehen kann. Zudem ist diese
Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss auf Schuldverschreibun-
gen mit Options- oder Wandlungsrechten oder -pflichten auf
Aktien mit einem Anteil von höchstens 10 % des Grundkapitals
beschränkt. Auf diesen Betrag ist der anteilige Betrag des Grund-
kapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt oder auf den sich
Options- oder Wandlungsrechte oder -pflichten aus Schuldver-
schreibungen beziehen, die während der Laufzeit dieser Ermäch-
tigung aufgrund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder
entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter
Bezugsrechtsausschluss veräußert oder ausgegeben worden sind.
Diese Anrechnungen erfolgen im Interesse der Aktionäre an einer
möglichst geringen Verwässerung ihrer Beteiligung.

• Außerdem soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden können,
um bei Emissionen mit grundsätzlichem Bezugsrecht der
Aktionäre, Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhält-
nisses ergeben, vom Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuld-
verschreibungen auszunehmen. Der Ausschluss des Bezugsrechts
bei Spitzenbeträgen ist sinnvoll und üblich, um ein praktisch
handhabbares Bezugsverhältnis herstellen zu können. Dies
erleichtert die Abwicklung des Bezugsrechts der Aktionäre. Der
mögliche Verwässerungseffekt ist wegen der Beschränkung auf
Spitzenbeträge zu vernachlässigen. Die aufgrund der Spitzen-
beträge vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Schuldverschreibun-
gen werden bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.

• Darüber hinaus soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden
können, soweit dies erforderlich ist, um Inhabern von Schuld-
verschreibungen, die bereits von der Gesellschaft oder deren
Konzernunternehmen ausgegeben wurden, ein Bezugsrecht in
dem Umfang gewähren zu können, wie es ihnen nach Ausübung
eines Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung einer
Options- oder Wandlungspflicht als Aktionär zustehen würde.
Options- und Wandelschuldverschreibungen sehen zur erleichter-
ten Platzierung am Kapitalmarkt üblicherweise einen solchen
Verwässerungsschutz vor. Die erbetene Ermächtigung hat den
Vorteil, dass der Options- bzw. Wandlungspreis für die bereits
ausgegebenen und regelmäßig mit einem Verwässerungsschutz-
mechanismus ausgestatteten Schuldverschreibungen nicht er-
mäßigt werden muss und dadurch insgesamt ein höherer Mittel-
zufluss ermöglicht wird. Der Bezugsrechtsausschluss liegt daher
im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre.

Bericht des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 i.V.m. § 186
Abs. 4 Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 10 über die Gründe für
den Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre bei der Verwendung
eigener Aktien sowie für den Ausschluss eines etwaigen Andie-
nungsrechts:

Die Gesellschaft verfügt derzeit über keine Ermächtigung zum Erwerb
eigener Aktien. In Punkt 10 der Tagesordnung wird der Hauptver-
sammlung dementsprechend vorgeschlagen, den Vorstand gemäß
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zu ermächtigen, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats eigene Aktien bis zu 10 % des zum Zeitpunkt der Beschluss-
fassung der Hauptversammlung bestehenden Grundkapitals der Ge-
sellschaft zu erwerben.

Der Erwerb eigener Aktien kann auf Grundlage der vorgeschlagenen
Ermächtigung entweder über die Börse oder mittels eines an alle
Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots erfolgen. Erfolgt der
Erwerb eigener Aktien mittels eines an alle Aktionäre gerichteten
öffentlichen Kaufangebots, so erfolgt nach der vorgeschlagenen
Ermächtigung, sofern die Gesamtzahl der zum Erwerb angebotenen
(angedienten) Aktien ein vom Vorstand festgelegtes Volumen über-
schreitet, der Erwerb nach dem Verhältnis der angedienten Aktien
(Andienungsquoten). Nur wenn im Grundsatz ein Erwerb nach Andie-
nungsquoten statt nach Beteiligungsquoten erfolgen kann, lässt sich
das Erwerbsverfahren in einem wirtschaftlich vernünftigen Rahmen
technisch abwickeln. Darüber hinaus soll eine bevorrechtigte Annah-
me geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien je
Aktionär vorgesehen werden können. Diese Möglichkeit dient zum
einen dazu, kleine Restbestände und eine damit möglicherweise
einhergehende faktische Benachteiligung von Kleinaktionären zu
vermeiden. Sie dient zum anderen auch der Vereinfachung der tech-
nischen Abwicklung des Erwerbsverfahrens. Schließlich soll in allen
Fällen eine Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen zur Vermei-
dung rechnerischer Bruchteile von Aktien vorgesehen werden
können. Insoweit können namentlich die Erwerbsquote und/oder die
Anzahl der vom einzelnen andienenden Aktionär zu erwerbenden
Aktien kaufmännisch so gerundet werden, wie es erforderlich ist, um
den Erwerb ganzer Aktien abwicklungstechnisch darzustellen. In den
vorgenannten Fällen ist der Ausschluss eines etwaigen weitergehen-
den Andienungsrechts erforderlich und nach Überzeugung des
Vorstands und des Aufsichtsrats aus den genannten Gründen auch
gerechtfertigt sowie gegenüber den Aktionären angemessen.

Der Vorstand ist nach dem Beschlussvorschlag berechtigt, die eigenen
Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats teilweise unter Ausschluss
des Bezugsrechts der Aktionäre zu verwenden, insbesondere zu ver-
äußern. Die Veräußerung der eigenen Aktien soll in den folgenden
Fällen und aus den folgenden Gründen unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre erfolgen können:

• Das Bezugsrecht der Aktionäre soll bei der Veräußerung eigener
Aktien gegen Sachleistung ausgeschlossen werden können,
soweit dies zu dem Zweck erfolgt, Unternehmen, Unternehmens-
teile, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstige Vermögens-
gegenstände zu erwerben oder Unternehmenszusammenschlüs-
se durchzuführen. Der internationale Wettbewerb und die
Globalisierung der Wirtschaft verlangen zunehmend diese Form
der Akquisitionsfinanzierung. Die hier vorgeschlagene Ermäch-
tigung soll der Gesellschaft daher die notwendige Flexibilität
gewähren, um sich bietende Gelegenheiten zur Durchführung
entsprechender Unternehmens- oder Beteiligungsakquisitionen
oder des Erwerbs von sonstigen Vermögensgegenständen
schnell und flexibel ausnutzen zu können. Konkrete Pläne für ein
Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen zurzeit nicht. Bei der
Festlegung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand sicher-
stellen, dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt
werden. In der Regel wird er sich bei der Bemessung des Werts
der als Gegenleistung hingegebenen Aktien an deren Börsenkurs
orientieren. Eine schematische Anknüpfung an einen Börsenkurs
ist indes nicht vorgesehen, insbesondere um einmal erzielte
Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwankungen des Börsen-
kurses zu gefährden.

• Der Beschlussvorschlag sieht ferner vor, dass der Vorstand die
eigenen Aktien auch in anderer Weise als über die Börse oder
durch ein Angebot an alle Aktionäre gegen Barzahlung veräußern
kann, soweit dies zu einem Preis erfolgt, der den Börsenpreis der
Aktie der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht
wesentlich unterschreitet. Mit dieser Ermächtigung wird von der
in § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in entsprechender Anwendung des
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§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugelassenen Möglichkeit zum erleich-
terten Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht. Diese Ermäch-
tigung ermöglicht es der Gesellschaft, auf Angebote bzw. dem
Geschäftszweck der Gesellschaft dienende Beteiligungsnach-
fragen von Investoren kurzfristig reagieren zu können. Im Inte-
resse der Erweiterung der Aktionärsbasis der Gesellschaft soll
damit insbesondere die Möglichkeit geschaffen werden, institu-
tionellen Investoren im In- und Ausland Aktien der Gesellschaft
anzubieten und/oder neue Investorenkreise zu erschließen.

Die Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der Aktionäre wer-
den dabei angemessen gewahrt. Die Ermächtigung zum Bezugs-
rechtsausschluss in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3
Satz 4 AktG beschränkt sich auf insgesamt höchstens 10 % des
Grundkapitals der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Beschlussfas-
sung der Hauptversammlung über diese Ermächtigung oder –
falls dieser Wert geringer ist – auf 10 % des Grundkapitals zum
Zeitpunkt der Veräußerung der Aktien. Das Ermächtigungsvolu-
men verringert sich um den anteiligen Betrag am Grundkapital,
der auf Aktien entfällt oder auf den sich Options- oder Wand-
lungsrechte bzw. -pflichten aus Schuldverschreibungen beziehen,
die seit Erteilung dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Be-
zugsrechts der Aktionäre in unmittelbarer oder entsprechender
Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder ver-
äußert worden sind. Durch die Anrechnungen wird sichergestellt,
dass erworbene eigene Aktien nicht unter Ausschluss des
Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert
werden, wenn dies dazu führen würde, dass insgesamt für mehr
als 10 % des Grundkapitals das Bezugsrecht der Aktionäre in un-
mittelbarer oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3
Satz 4 AktG ausgeschlossen wird.

Den Vermögensinteressen der Aktionäre und dem Gedanken des
Verwässerungsschutzes wird zudem dadurch Rechnung getragen,
dass die Veräußerung in entsprechender Anwendung von § 186
Abs. 3 Satz 4 AktG nur zu einem Preis erfolgen darf, der den
Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet. Die endgültige Fest-
legung des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien
geschieht zeitnah vor der Veräußerung. Der Vorstand wird sich
dabei – unter Berücksichtigung der aktuellen Marktgegeben-
heiten – bemühen, einen eventuellen Abschlag auf den Börsen-
kurs so niedrig wie möglich zu halten.

• Weiterhin soll der Vorstand ermächtigt werden, die erworbenen
eigenen Aktien zur Bedienung von Arbeitnehmern und Mit-
gliedern des Vorstands der Gesellschaft eingeräumten Bezugs-
rechten auf Aktien der Gesellschaft einzusetzen. Das von der
Hauptversammlung der Gesellschaft am 9. Mai 2012 beschlosse-
ne Aktienoptionsprogramm 2012 sieht vor, dass zur Erfüllung
ausgegebener Bezugsrechte auch eigene Aktien verwendet wer-
den können. Der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts
der Aktionäre dient vor allem dem Zweck, von dieser Möglich-
keit zukünftig Gebrauch machen zu können. Soweit in diesem
Zusammenhang eigene Aktien an Mitglieder des Vorstands aus-
gegeben werden sollen, entscheidet nach der aktienrechtlichen
Zuständigkeitsverteilung der Aufsichtsrat der Gesellschaft.

• Um die Abwicklung der Ausgabe von Aktien an Arbeitnehmer
und Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft zur Bedienung von
diesen eingeräumten Bezugsrechten auf Aktien der Gesellschaft
zu erleichtern, soll es der Gesellschaft zudem ermöglicht
werden, die dafür benötigten Aktien auch mittels Wertpapier-
darlehen/Wertpapierleihen zu beschaffen und eigene Aktien
gegebenenfalls auch zur Erfüllung der Rückgewähransprüche der
Darlehensgeber/Verleiher zu verwenden.

• Darüber hinaus soll der Vorstand berechtigt sein, die eigenen
Aktien zur Erfüllung von Options- und/oder Wandlungsrechten
bzw. -pflichten der Inhaber oder Gläubiger aus von der Gesell-
schaft oder ihren Konzerngesellschaften begebenen Options-
und/oder Wandelschuldverschreibungen zu verwenden. Der
vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre soll
die Gesellschaft in die Lage versetzen, flexibel zu entscheiden,
ob sie bei Ausübung dieser Rechte bzw. Pflichten neue Aktien
aus bedingtem Kapital, eigene Aktien, die sie auf Grundlage des
vorgeschlagenen Ermächtigungsbeschlusses erworben hat, oder
einen Barausgleich gewähren will. Ob und in welchem Umfang
von der Ermächtigung zur Verwendung von eigenen Aktien Ge-
brauch gemacht oder aber neue Aktien aus bedingtem Kapital
bzw. ein Barausgleich gewährt wird, wird die Gesellschaft jeweils
unter Berücksichtigung der vorliegenden Markt- und Liquiditäts-
lage im Interesse der Aktionäre und der Gesellschaft entschei-
den. Dabei wird sie auch die anderweitigen Möglichkeiten
zur Verwendung von etwa erworbenen eigenen Aktien in die
Entscheidung einbeziehen.

Zudem schafft die Ermächtigung die Möglichkeit, das Bezugs-
recht der Aktionäre zugunsten der Inhaber von Options-
und/oder Wandelschuldverschreibungen auszuschließen, um den
Inhabern bzw. Gläubigern bereits bestehender Options- oder
Wandelrechte bzw. -pflichten die Aktien nach Maßgabe der
jeweiligen Options- bzw. Anleihebedingungen zum Zwecke des
Verwässerungsschutzes anzubieten. Dies hat den Vorteil, dass
der Options- bzw. Wandlungspreis für die Inhaber bereits be-
stehender Options- oder Wandelrechte bzw. -pflichten nicht
nach den Options- bzw. Anleihebedingungen ermäßigt werden
muss, um den darin etwa vorgesehenen Verwässerungsschutz
der Inhaber oder Gläubiger dieser Rechte bzw. Pflichten zu
gewährleisten.

• Der Vorstand soll ferner berechtigt sein, bei Veräußerung der
eigenen Aktien im Rahmen eines Verkaufsangebots an die
Aktionäre der Gesellschaft das Bezugsrecht der Aktionäre für
Spitzenbeträge auszuschließen. Die Möglichkeit des Ausschlusses
des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient dazu, ein technisch
durchführbares Bezugsverhältnis darzustellen. Die als freie
Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen
eigenen Aktien werden entweder durch Verkauf an der Börse
oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft ver-
wertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der Be-
schränkung auf Spitzenbeträge gering.

• Schließlich sollen die eigenen Aktien von der Gesellschaft auch
ohne erneuten Beschluss der Hauptversammlung eingezogen
werden können. Dies soll auch möglich sein, ohne dass mit der
Einziehung eine Kapitalherabsetzung einhergeht. Durch eine
Einziehung der eigenen Aktien ohne Kapitalherabsetzung erhöht
sich ohne Weiteres der auf die verbleibenden Stückaktien ent-
fallende anteilige Betrag des Grundkapitals pro Aktie und es
ändert sich die Anzahl der Stückaktien, in die das Grundkapital
eingeteilt ist. Der Vorstand soll daher ermächtigt werden, die
infolge dieser Änderung erforderlich werdende Anpassung
der Satzung vorzunehmen. Das Gesetz sieht in § 237 Abs. 3
Nr. 3 AktG ausdrücklich die Möglichkeit einer solchen Ermächtigung
vor.

Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und
Aufsichtsrat den Ausschluss des Bezugsrechts in den genannten Fällen
im Interesse der Gesellschaft für erforderlich und geboten und aus
den aufgezeigten Gründen sowohl für sachlich gerechtfertigt als auch
gegenüber den Aktionären für angemessen.
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Der Vorstand wird die Ausübung der Ermächtigung mit Zustimmung
des Aufsichtsrats vornehmen. Die Bedingungen werden jeweils zu
gegebener Zeit so festgelegt werden, dass unter Berücksichtigung
der jeweiligen Verhältnisse die Interessen der Aktionäre und die
Belange der Gesellschaft angemessen gewahrt werden. Der Vorstand
wird der Hauptversammlung über die Einzelheiten einer Ausnutzung
der Ermächtigung zum Rückerwerb eigener Aktien bzw. zu deren
Verwendung berichten.

Teilnahme an der Hauptversammlung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des
Stimmrechts sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich unter
Vorlage eines Nachweises ihres Aktienbesitzes bei der Gesellschaft
anmelden. Als Nachweis des Aktienbesitzes ist ein in Textform erstell-
ter besonderer Nachweis des Anteilsbesitzes durch das depotführen-
de Institut ausreichend.

Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich auf den Beginn des
21. Tages vor der Hauptversammlung, also auf den 18. April 2012,
00:00 Uhr, (Nachweisstichtag) beziehen. Die Anmeldung zur Haupt-
versammlung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der
paragon AG spätestens bis zum Ablauf des 2. Mai 2012, 24:00 Uhr,
unter folgender Adresse zugehen:

paragon AG
c/o Computershare HV-Services AG
Prannerstraße 8
80333 München
Telefax: +49(0)89 30903-74675
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de

Bedeutung des Nachweisstichtags

Der Nachweisstichtag ist das entscheidende Datum für den Umfang
und die Ausübung des Teilnahme- und Stimmrechts in der Haupt-
versammlung. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an
der Hauptversammlung oder die Ausübung des Stimmrechts als
Aktionär nur, wer den Nachweis des Anteilsbesitzes zum Nachweis-
stichtag erbracht hat. Die Berechtigung zur Teilnahme an der Haupt-
versammlung und der Umfang des Stimmrechts bemessen sich nach
dem Aktienbesitz des Aktionärs zum Nachweisstichtag. Die Aktien
werden am Nachweisstichtag oder bei Anmeldung zur Hauptver-
sammlung nicht gesperrt; vielmehr können Aktionäre über ihre
Aktien auch nach dem Nachweisstichtag und nach Anmeldung weiter-
hin frei verfügen. Auch im Fall der vollständigen oder teilweisen
Veräußerung der Aktien nach dem Nachweisstichtag ist für die Teil-
nahme und den Umfang des Stimmrechts ausschließlich der Aktien-
besitz des Aktionärs zum Nachweisstichtag maßgeblich. Aktionäre,
die ihre Aktien nach dem Nachweisstichtag vollständig oder teilweise
veräußern, sind daher – bei rechtzeitiger Anmeldung und Vorlage des
Nachweises des Anteilsbesitzes – gleichwohl zur Teilnahme an der
Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts berechtigt.
Veräußerungen von Aktien nach dem Nachweisstichtag haben dem-
nach keine Auswirkungen auf die Berechtigung zur Teilnahme und auf
den Umfang des Stimmrechts. Entsprechendes gilt für den Zuerwerb
von Aktien nach dem Nachweisstichtag. Personen, die zum Nachweis-
stichtag noch keine Aktien besitzen und ihre Aktien erst nach dem
Nachweisstichtag erwerben, können nicht an der Hauptversammlung
teilnehmen und sind auch nicht stimmberechtigt, es sei denn, sie
haben sich insoweit bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung er-
mächtigen lassen. Der Nachweisstichtag ist kein relevantes Datum für
eine eventuelle Dividendenberechtigung.

Stimmrechtsvertretung

Die Gesellschaft weist darauf hin, dass das Stimmrecht auch durch
Bevollmächtigte, insbesondere auch durch ein Kreditinstitut oder
durch eine Vereinigung von Aktionären oder durch von der Gesell-
schaft benannte Stimmrechtsvertreter, ausgeübt werden kann. Bevoll-
mächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft
eine oder mehrere von diesen zurückweisen. Auch im Fall einer
Stimmrechtsvertretung sind eine fristgerechte Anmeldung und ein
Nachweis des Anteilsbesitzes nach den vorstehenden Bestimmungen
erforderlich.

Wenn weder ein Kreditinstitut noch eine Aktionärsvereinigung noch
diesen gemäß § 135 Abs. 8 AktG oder § 135 Abs. 10 AktG i. V. m.
§ 125 Abs. 5 AktG gleichgestellte Personen, Institute oder Unterneh-
men bevollmächtigt werden, bedürfen die Erteilung der Vollmacht,
ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der
Gesellschaft der Textform. Der Widerruf kann auch durch persönliche
Teilnahme des Vollmachtgebers an der Hauptversammlung erfolgen.
Aktionäre können für die Vollmachterteilung den Vollmachtabschnitt
auf der Rückseite der Eintrittskarte, die sie nach der Anmeldung
erhalten, verwenden.

Der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft kann
auch auf elektronischem Weg per E-Mail an die folgende E-Mail-
Adresse der Gesellschaft übermittelt werden:

Vollmacht-HV2012@paragon.ag

Kreditinstitute, Aktionärsvereinigungen und diesen gemäß
§ 135 Abs. 8 AktG oder § 135 Abs. 10 AktG i. V. m. § 125 Abs. 5 AktG
gleichgestellte Personen, Institute oder Unternehmen können für
ihre eigene Bevollmächtigung abweichende Regelungen vorsehen.
Bitte stimmen Sie sich daher, wenn Sie ein Kreditinstitut, eine
Aktionärsvereinigung oder diesen gemäß § 135 Abs. 8 AktG oder
§ 135 Abs. 10 AktG i. V. m. § 125 Abs. 5 AktG gleichgestellte Institute,
Unternehmen oder Personen bevollmächtigen wollen, mit den Vor-
genannten über die Form der Vollmacht ab.

Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären an, von der paragon AG als
Stimmrechtsvertreter benannte Mitarbeiter der Gesellschaft bereits
vor der Hauptversammlung hinsichtlich der Ausübung des Stimm-
rechts zu bevollmächtigen. Den Stimmrechtsvertretern müssen dazu
Vollmacht sowie ausdrückliche und eindeutige Weisungen für die
Ausübung des Stimmrechts zu jedem bekannt gemachten Beschluss-
vorschlag erteilt werden. Soweit eine ausdrückliche und eindeutige
Weisung fehlt, werden sich die Stimmrechtsvertreter für den jewei-
ligen Abstimmungsgegenstand der Stimme enthalten. Die Stimm-
rechtsvertreter sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. Für
die Erteilung der Vollmacht und Stimmrechtsweisungen an die von
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter kann das auf der
Eintrittskarte vorgesehene Vollmacht- und Weisungsformular verwen-
det werden.

Die Aktionäre, die diesen Service in Anspruch nehmen wollen,
senden die Vollmacht mit Weisungen bitte spätestens bis 7. Mai 2012,
24:00 Uhr, an:

paragon AG
Hauptversammlung 2012
Schwalbenweg 29
33129 Delbrück
Telefax: +49(0)5250 9762-63
E-Mail: Vollmacht-HV2012@paragon.ag
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Angaben zu den Rechten der Aktionäre nach
§§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 AktG

Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß § 122 Abs. 2 AktG

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grund-
kapitals oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 erreichen,
können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt
und bekanntgemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine
Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist
schriftlich an den Vorstand der paragon AG zu richten und muss der
Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Hauptversammlung, d. h.
spätestens bis zum 8. April 2012, 24:00 Uhr, zugehen. Bitte richten Sie
entsprechende Verlangen an folgende Adresse:

paragon AG
Der Vorstand
Schwalbenweg 29
33129 Delbrück

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden –
soweit sie nicht bereits mit der Einberufung bekannt gemacht
wurden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens im elektronischen
Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zur Ver-
öffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden
kann, dass sie die Information in der gesamten Europäischen
Union verbreiten. Sie werden außerdem unter der Internetadresse
w w w. p a r a g o n . a g / s t a r t s e i t e / i n v e s t o r - r e l a t i o n s /
hauptversammlung bekannt gemacht und den Aktionären mitgeteilt.

Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG

Jeder Aktionär hat das Recht, vor und in der Hauptversammlung
Gegenanträge zu den Beschlussvorschlägen von Vorstand und/oder
Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung zu stellen
sowie Wahlvorschläge zu machen.

Im Vorfeld der Hauptversammlung sind Gegenanträge und Wahl-
vorschläge von Aktionären im Sinne der §§ 126 Abs. 1, 127 AktG aus-
schließlich an die folgende Adresse zu richten:

paragon AG
Hauptversammlung 2012
Schwalbenweg 29
33129 Delbrück
Telefax: +49(0)5250 9762-63
E-Mail: Antraege-HV2012@paragon.ag

Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden
nicht berücksichtigt.

Gegenanträge der Aktionäre zu einem bestimmten Punkt der Tages-
ordnung müssen mit einer Begründung versehen sein. Ein Wahlvor-
schlag muss nicht begründet werden.

Rechtzeitig innerhalb der Frist des § 126 Abs. 1 AktG, d. h. spätestens
bis zum 24. April 2012, 24:00 Uhr, unter vorstehender Adresse einge-
gangene, ordnungsgemäße Gegenanträge und Wahlvorschläge von
Aktionären werden einschließlich des Namens des Aktionärs sowie
zugänglich zu machender Begründungen unter der Internetadresse
w w w. p a r a g o n . a g / s t a r t s e i t e / i n v e s t o r - r e l a t i o n s /
hauptversammlung veröffentlicht. Eventuelle Stellungnahmen der
Verwaltung werden ebenfalls unter der genannten Internetadresse
zugänglich gemacht.

Auskunftsrecht gemäß § 131 Abs. 1 AktG

In der Hauptversammlung ist jedem Aktionär oder Aktionärsvertreter
auf Verlangen vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der
Gesellschaft und die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der
Gesellschaft zu verbundenen Unternehmen zu geben, soweit die
Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tages-
ordnung erforderlich ist und kein Auskunftsverweigerungsrecht
besteht.

Unterlagen und Veröffentlichungen
auf der Internetseite

In den Geschäftsräumen der Gesellschaft, Schwalbenweg 29, 33129
Delbrück, liegen seit Einberufung der Hauptversammlung die folgen-
den Unterlagen zur Einsicht durch die Aktionäre aus:

• Jahresabschluss der paragon AG für das Geschäftsjahr 2011 sowie
Lagebericht für die paragon AG für das Geschäftsjahr 2011;

• erläuternder Bericht des Vorstands zu den Angaben nach § 289
Abs. 4 und 5 HGB für das Geschäftsjahr 2011;

• Bericht des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2011;
• Bericht des Vorstands über den Ausschluss des Bezugsrechts zu

Tagesordnungspunkt 6 (Genehmigtes Kapital 2012/I);
• Bericht des Vorstands über den Ausschluss des Bezugsrechts zu

Tagesordnungspunkt 9 (Ermächtigung zur Ausgabe von Options-
und/oder Wandelschuldverschreibungen);

• Bericht des Vorstands über den Ausschluss des Bezugsrechts zu
Tagesordnungspunkt 10 (Ermächtigung zum Erwerb und zur Ver-
wendung eigener Aktien).

Den Aktionären wird auf Verlangen unverzüglich und kostenlos eine
Abschrift der Unterlagen erteilt.

Die vorgenannten Unterlagen, eine aktuelle Fassung der Sat-
zung der Gesellschaft, die der Hauptversammlung zugänglich zu
machenden Unterlagen und Informationen nach § 124a AktG
sowie weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre
nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 und 131 Abs. 1 AktG sind zu-
dem seit der Einberufung der Hauptversammlung im Internet unter
w w w. p a r a g o n . a g / s t a r t s e i t e / i n v e s t o r - r e l a t i o n s /
hauptversammlung zugänglich.

Angaben zur Gesamtzahl der Aktien und der Stimmrechte im Zeit-
punkt der Einberufung

Das Grundkapital der Gesellschaft ist eingeteilt in 4.114.788 auf den
Inhaber lautende nennwertlose Stückaktien. Jede Stückaktie gewährt
eine Stimme. Die Gesamtzahl der Stimmrechte im Zeitpunkt der Ein-
berufung der Hauptversammlung beträgt daher 4.114.788.

Delbrück, im März 2012

paragon Aktiengesellschaft

Der Vorstand
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Mit dem Auto:

A2 aus Richtung Hannover
• Autobahnkreuz Bielefeld/Paderborn auf die A33 bis zur Abfahrt

Paderborn/Schloß Neuhaus /Delbrück, von dort auf der B64 bis
Delbrück, der Beschilderung „Stadthalle Delbrück“ folgen.

A2 aus Richtung Dortmund
• Abfahrt Rheda-Wiedenbrück auf die B64 bis Delbrück, von dort der

Beschilderung „Stadthalle Delbrück“ folgen.

A44 aus Richtung Kassel
• Autobahnkreuz Wünnenberg-Haaren auf die A33 bis zur Abfahrt

Paderborn/Schloß Neuhaus/Delbrück, von dort auf der B64 bis
Delbrück, von dort der Beschilderung folgen.

Parkmöglichkeiten:
• Parkplätze stehen rund um die Stadthalle in ausreichendem Maße

unentgeltlich zur Verfügung.

Mit dem Flugzeug:

• Flughafen Paderborn/Lippstadt

Mit der Bahn:

• Paderborn Hauptbahnhof, von dort mit den Linien 440 (Schnellbus)/
444/445 nach Delbrück (Stadthalle)

Anfahrt zur Stadthalle Delbrück


